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43. Gesetz: Wiener Bezügegesetz; Änderung. 
44. Gesetz: Errichtung eines Wohnbauförderungsbeirates. 
45. Gesetz: Behindertengesetz; Änderung (5. Behindertengesetz-Novelle). 

43. 
Gesetz vom 26. Juni 1985, mit dem das Wiener 

Bezügegesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Bezügegesetz, LGBI. für Wien 
Nr. 4/1973, in der Fassung der Gesetze LGBL für 
Wien Nr. 25/1979, 9/1981, 17/1983 und 34/1984 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 hat zu lauten: 

„§ 1. (1) Dem Mitglied des Landtages gebührt 
ein monatlicher Bezug, der 50 vH des Gehaltes 
eines Beamten der Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, 
beträgt. 

(2) Der Bezug der Präsidenten des Landtages 
erhöht sich um eine Amtszulage, die für den ersten 
Präsidenten 90 vH und für die übrigen Präsidenten 
66 vH des Bezuges gemäß Abs. 1 beträgt. 

(3) Der Bezug des Mitgliedes des Landtages 
erhöht sich auf Grund seiner Funktion als Mitglied 
des Gemeinderates um eine Funktionszulage, die 
25 vH des Gehaltes eines Beamten der Dienst­
klasse IX, Gehaltsstufe 6, beträgt. 

(4) Der Bezug des Mitgliedes des Landtages, das 
zugleich Vorsitzender des Gemeinderates ist, 
erhöht sich um eine Amtszulage, die 

a) für den Vorsitzenden, dem die Aufgaben 
gemäß § 15 d Abs. 3 der Wiener Stadtvedas­
sung, LGBL für Wien Nr. 28/1968, in der 
Fassung des Gesetzes LGBL für Wien 
Nr. 12/1978 obliegen, 180 vH, 

b) für die übrigen Vorsitzenden 66vH 
der Zulage gemäß Abs. 3 beträgt. 

(5) Der Bezug der Obmänner der Klubs (im 
Falle der Bestellung eines Geschäftsführenden 
Klubobmannes jedoch nur der Bezug eines 
Geschäftsführenden Klubobmannes) erhöht sich 
um eine Amtszulage, die 66 vH des Bezuges gemäß 
Abs. 1 und 3 beträgt. 

(6) Kämen für denselben Zeitraum mehrere 
Amtszulagen gemäß Abs. 2, 4 oder 5 in Betracht, so 
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gebührt nur eine Amtszulage, und zwar die jeweils 
höhere; bei gleicher Höhe gebührt die Amtszulage 
gemäß Abs. 2." 

2. Im § 2 Abs. 1 ist der Ausdruck „§ l Abs. 1" 
durch den Ausdruck „§ 1 Abs. 1 und 3" und der 
Ausdruck „§ 1 Abs. 3 oder 4" durch den Ausdruck 
„§ 1 Abs. 2 oder 5" zu ersetzen. 

3. Im§ 6 Abs. 3 und im§ 8 Abs. 3 ist jeweils der 
Ausdruck „§ 11 lit. b" durch den Ausdruck „§ 11 
Abs. 1 lit. a und Abs. 4" zu ersetzen. 

4. § 11 hat zu lauten: 

„§ 11. (1) Dem Mitglied der Landesregierung 
mit Ausnahme des Landeshauptmannes gebührt ein 
monatlicher Bezug. Der Bezug beträgt 

a) für den Landeshauptmann-Stellvertreter und 
das Mitglied der Landesregierung, das eine 
Verwaltungsgruppe des Amtes der Landesre­
gierung leitet, 160 vH des Gehaltes eines 
Beamten der Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, 

b) für ein sonstiges Mitglied der Landesregie­
rung 50 vH des Bezuges gemäß lit. a. 

(2) Dem Bürgermeister gebührt ein monatlicher 
Bezug, der 25 vH des Gehaltes eines Beamten der 
Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, beträgt. 

(3) Der Bezug des Mitgliedes der Landesregie­
rung, das zugleich Vizebürgermeister ist, erhöht 
sich um eine Amtszulage, die 90 vH des Bezuges 
des Bürgermeisters beträgt. 

( 4) Der Bezug des Mitgliedes der Landesregie­
rung, das zugleich amtsführender Stadtrat ist, 
erhöht sich um eine Amtszulage, die 60 vH des 
Bezuges des Bürgermeisters beträgt. 

(5) Der Bezug des Mitgliedes der Landesregie­
rung, das zugleich Stadtrat ist, erhöht sich um eine 
Amtszulage, die 30 vH des Bezuges des Bürgermei­
sters beträgt. 

(6) Kämen für denselben Zeitraum mehrere 
Amtszulagen gemäß Abs. 3 bis 5 in Betracht, so 
gebührt nur eine Amtszulage, und zwar die jeweils 
höhere." 
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